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1 Planungsrechtliche Festsetzungen  

1.1 Art der baulichen Nutzung 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass die 

gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässi-

gen Nutzungsarten  

 der Versorgung des Gebiets dienende Läden 

 sowie Schank- und Speisewirtschaften 

in den Allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und 

WA 2) unzulässig sind. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden die nach 

§ 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nut-

zungen nicht Bestandteil des Bebauungsplans und 

sind somit innerhalb der festgesetzten Allgemeinen 

Wohngebiete unzulässig.  

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets mit der 

Bezeichnung WA 1 wird die höchstzulässige Zahl der 

Wohnungen je Wohngebäude gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 6 BauGB auf höchstens sechs und in dem Allge-

meinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 2 auf 

höchstens eine Wohnung je Wohngebäude be-

schränkt. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, 

dass die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,4 in 

den Allgemeinen Wohngebieten durch die Grund-

flächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genannten 

Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch 

bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 

wird, nicht überschritten werden darf. 

Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB können Ausnahmen von 

dieser Festsetzung zugelassen werden, wenn die 

Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder die 

Durchführung des Bebauungsplans zu einer offen-

bar nicht beabsichtigten Härte führen würde und 

wenn außerdem fachlich qualifiziert nachgewiesen 

wird, dass die Entwässerung der in § 19 Abs. 4 Satz 

1 BauNVO genannten Anlagen ohne Beeinträchti-

gung der Allgemeinheit gesichert ist. 

Höhe baulicher Anlagen und Gebäude 

Die Firsthöhe (FH)/Oberkante (OK) der zu errich-

tenden baulichen Anlagen und Gebäude innerhalb 

der Allgemeinen Wohngebiete darf die gemäß § 16 

Abs. 2 Nr. 4 BauNVO festgesetzte und im Bebau-

ungsplan eingetragene maximale Höhe über Nor-

malhöhen-Null (NHN) nicht überschreiten. Für die 

Einhaltung der Firsthöhe/Oberkante ist die Höhen-

lage der obersten Bauteile der baulichen Anlagen 

und Gebäude maßgebend. 

Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen 

Höhen baulicher Anlagen und Gebäude dürfen von 

durch die Technik bedingte und genutzte Aufbau-

ten, wie z. B. Be- und Entlüftungsanlagen, Aufzugs-

maschinenhäuser, Ausgänge von notwendigen 

Treppenhäusern, Lichtkuppeln usw. ausnahmsweise 

überschritten werden.  

1.3 Stellplätze, Garagen und Carports 

In dem Allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeich-

nung WA 1 sind Pkw-Stellplätze gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 4 und Nr. 22 BauGB nur in den festgesetzten 

Flächen mit der Zweckbestimmung „Gemein-

schaftsstellplätze“ zulässig. 

Garagen und Carports sind in dem Allgemeinen 

Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 gemäß § 12 

Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der festgesetzten 

Baugrenzen zulässig. 

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets mit der 

Bezeichnung WA 1 dürfen die festgesetzten Bau-

grenzen für mit dem Wohngebäude verbundene 

Terrassen, Balkone und Erker um maximal 2,00 m 

überschritten werden. 

Versickerungsanlagen zur Niederschlagswasserbe-

seitigung müssen einen Abstand von mindestens 

6,00 m zu nicht wasserdicht unterkellerten Gebäu-

den und einen Abstand von mindestens 2,00 m zu 

benachbarten Grundstücksgrenzen einhalten.  

1.5 Bauweise 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets mit der 

Bezeichnung WA 2 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 
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BauGB nur Einzel- und Doppelhäuser sowie Haus-

gruppen (EDH) in offener Bauweise (o) zulässig. 

1.6 Aufschüttungen und Herstellung des 
Straßenkörpers 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB wird festgesetzt, 

dass flächenhafte Aufschüttungen innerhalb des 

räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans, 

soweit sie zur Herstellung von Entwässerungsanla-

gen erforderlich sind, bis zu einer Höhe von maxi-

mal 0,50 m über der zum Zeitpunkt der Bebauungs-

planaufstellung natürlich anstehenden Gelände-

oberkante zulässig sind. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB wird festgesetzt, 

dass Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmau-

ern zur Herstellung des Straßenkörpers, auch inner-

halb der Allgemeinen Wohngebiete zulässig sind. 

1.7 Planungen, Nutzungsregelungen, 
Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

Erhalt von Bäumen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB ist der durch Plan-

zeichen zum Erhalt festgesetzte Baum innerhalb der 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „pri-

vate Parkfläche“ zu pflegen und dauerhaft zu erhal-

ten. Die im Kronentraufbereich gegebenen Höhen 

sind zu erhalten. Dies gilt auch für die nach der 

Baumschutzsatzung der Stadt Sankt Augustin ge-

schützte Blutbuche an der Klöckner-Mannstaedt-

Straße (Gemarkung Obermenden, Flur 6, Flurstück 

206/8), deren Krone in das Plangebiet hineinragt. 

Anpflanzen von Bäumen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB sind im Plangel-

tungsbereich standortgerechte heimische Bäume 

aus Arten und Qualitäten der nachfolgenden Pflan-

zenauswahlliste wie folgt anzupflanzen, zu pflegen 

und dauerhaft zu erhalten: 

 Innerhalb der Verkehrsfläche besonderer 

Zweckbestimmung „Parkfläche, privat“ min-

destens ein Baum, 

 innerhalb der Fläche für Gemeinschaftsanla-

gen mit der Zweckbestimmung „Gemein-

schaftsstellplätze“ im Allgemeinen Wohnge-

biet WA 1 mindestens vier Bäume und  

 innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung „Spielplatz“ vier Bäume. 

Je Einzelbaum ist hierbei eine offene Vegetations-

fläche von mindestens 10,00 qm vorzusehen. Die 

Baumscheiben sind gegen Überfahren zu schützen. 

Pflanzenausfälle sind standort- und funktionsge-

recht zu ersetzen. 

Bäume (Spielplatzbepflanzung) 

Hochstamm mind. 4 x verpflanzt, StU 18 – 20 cm: 

Hainbuche i. S. Carpinus betulus 

Feld-Ahorn i. S. Acer campestre 

 

Baumarten für überwiegend versiegeltes Umfeld 

(Stellplatzbegrünung) 

Hochstamm mind. 4 x verpflanzt, StU 18 – 20 cm: 

Feld-Ahorn i. S. Acer campestre 

Mehlbeere i. S. Sorbus 

Stadtbirne Pyrus calleryana Chanticleer 

Purpur-Erle Alnus x spaethii 

Begrünung von Zäunen zur Grundstückseinfrie-

dung  

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wird festgesetzt, 

dass Zaunanlagen zur Grundstückseinfriedung zu 

begrünen sind. Dafür ist auf dem Grundstück, das 

durch die Zaunanlage eingefriedet wird, entlang des 

Zauns ein Pflanzstreifen in einer Breite von mindes-

tens 0,75 m anzulegen und mit einer geschnittenen 

Hecke aus Laubgehölzen der nachfolgenden Pflan-

zenauswahlliste zu bepflanzen. Pro laufenden Me-

ter sind mindestens drei Pflanzen der nachfolgen-

den Pflanzenauswahlliste anzupflanzen, zu pflegen 

und dauerhaft zu erhalten. Pflanzenausfälle sind 

standort- und funktionsgerecht zu ersetzen. 

Geschnittene Hecke (Zaunbegrünung) 

Verpflanzter Strauch, 60 – 100 cm: 

Grüne Hecken-Berberitze  Berberis thunbergii 

Hainbuche Carpinus betulus 

Liguster Ligustrum vulgare 
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Dachbegrünung 

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1 und WA 2) sind 

Flachdächer mit einer Vegetationstragschicht von 

mindestens 0,10 m – zuzüglich von Filter und Drain-

schicht – dauerhaft extensiv zu begrünen. Die Be-

grünung erfolgt über Pflanzung oder Ansaat von 

Gräsern, Kräutern und/oder Wurzelschösslingen, 

insbesondere von Sedum-Arten. Ausgenommen von 

der Dachflächenbegrünung sind haustechnisch 

notwendige Dachaufbauten sowie Dachterrassen. 

1.8 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes 

Kellerabdichtung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB wird festgesetzt, 

dass Keller unterhalb der Geländeoberfläche in 

wasserundurchlässiger Bauweise oder als „Weiße 

Wanne“ auszuführen sind. 

Metalldacheindeckungen 

Als technische Vorkehrung zum Schutz vor schädli-

chen Umwelteinwirkungen wird gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 24 BauGB festgesetzt, dass innerhalb des Gel-

tungsbereichs des Bebauungsplans die Verwendung 

von unbeschichteten Metalldacheindeckungen 

nicht zulässig ist. 

Luftschalldämmung 

Innerhalb der gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 i. V. m. § 9 

Abs. 1 Nr. 24 BauGB gekennzeichneten Flächen für 

Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Um-

welteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetzes – Lärmpegelbereiche (LPB) IV 

und V – sind die Außenbauteile von Gebäuden ent-

sprechend ihrer Raumnutzung mit einem resultie-

renden Schalldämmmaß (R’w, res)  gemäß Tabelle 7 

der DIN 4109-1:2018-01  „Schallschutz imHochbau“ 

für die jeweiligen Lärmpegelbereiche wie folgt zu 

errichten:  

Lärmpegel-

bereich 

Maßgeblicher 

Außenlärm-

pegel dB(A) 

Aufenthalts-

räume in 

Wohnungen 

Büro-

räume 

  Erforderliches R’w,res 

des Außenbauteils in dB 

IV 70 40 35 

V 75 45 40 

 

Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche 

sind Räume, die der Schlafnutzung dienen, mit 

Fenstern mit integrierten schallgedämpften Lüftun-

gen oder mit einem fensterunabhängigen Lüftungs-

system auszustatten. 

Die Minderung der zu treffenden Schallschutzmaß-

nahmen ist im Einzelfall zulässig, sofern im bauord-

nungsrechtlichen Genehmigungsverfahren gut-

achterlich der Nachweis geführt wird, dass aufgrund 

der geplanten Raumnutzung bzw. einer geringeren 

Geräuschbelastung (z. B. durch die Eigenabschir-

mung des Gebäudes) die Erfüllung der Anforderun-

gen eines niedrigeren Lärmpegelbereichs ausrei-

chend ist. 
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2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 86 
Abs. 1 BauO NRW 

2.1 Dachformen 

2.2 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 
und WA 2 sind nur Sattel- und Pultdächer 
sowie begrünte Flachdächer zulässig. 
Grundstückseinfriedung 

Zur Grundstückseinfriedung sind nur frei wachsen-

de Hecken und Schnitthecken aus heimischen Laub-

gehölzen sowie begrünte Zäune bis zu einer Höhe 

von maximal 1,50 m zulässig. Mauern, Palisaden 

und andere vollständig geschlossene bzw. schlie-

ßende Werkstoffplatten und Verbundstoffe sind zur 

Grundstückseinfriedung nicht zulässig. 

2.3 Abfallsammelbehälter und -plätze  

Stellplätze für Abfallsammelbehälter sind so zu 

gestalten, dass Lagerungen nicht zum öffentlichen 

Verkehrsraum hin sichtbar sind. Hiervon ausge-

nommen sind Stellplätze, die dem Abstellen an 

Abfuhrtagen und nicht der dauerhaften Unterbrin-

gung von Abfallbehältern dienen. 

2.4 Geländemodellierung 

Flächenhafte Aufschüttungen im Plangebiet sind 

dem Geländeniveau angrenzender Grundstücksflä-

chen durch Abböschung anzugleichen, und zwar in 

Richtung der Grenzen von Grundstücken innerhalb 

und außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 

des Bebauungsplans. In den Allgemeinen Wohnge-

bieten sind dabei bauliche Anlagen zur Abböschung 

und/oder Sicherung von flächenhaften Aufschüt-

tungen nur in Richtung der festgesetzten Verkehrs-

flächen besonderer Zweckbestimmung „Verkehrs-

beruhigter Bereich“ zulässig und/oder wenn sie zur 

Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind. 

Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB können Ausnahmen von 

diesen Festsetzungen zugelassen werden, wenn die 

Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder die 

Durchführung des Bebauungsplans zu einer offen-

bar nicht beabsichtigten Härte führen würde und 

wenn außerdem fachlich qualifiziert nachgewiesen 

wird, dass bauliche Anlagen zur Abböschung aus 

statischen Gründen zwingend erforderlich sind. 

3 Nachrichtliche Übernahmen 

3.1 Anbaubeschränkungszone der BAB 560 

Die Anbaubeschränkungszone der Autobahn 

(BAB) 560 gemäß § 9 Abs. 2 Fernstraßengesetz 

(FStrG) ist nachrichtlich in den Bebauungsplan 

Nr. 417 übernommen.  

In einer Entfernung von 100 m, gemessen vom 

äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der Bun-

desautobahn (BAB), 

a) dürfen nur solche bauliche Anlagen errichtet, 

erheblich geändert oder anders genutzt wer-

den, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Au-

tobahnverkehrs weder durch Lichteinwirkung, 

Dämpfe, Gase, Rauch, Geräusche, Erschütte-

rungen oder dergleichen gefährden und beein-

trächtigen. Anlagen der Außenwerbung stehen 

den baulichen Anlagen gleich. 

b) sind nur solche Beleuchtungsanlagen inner-

halb und außerhalb von Grundstücken und 

Gebäuden zulässig, die die Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB nicht 

durch Blendung oder in sonstiger Weise beein-

trächtigen werden. Vor der Errichtung von Be-

leuchtungsanlagen ist die Zustimmung der 

Straßenbauverwaltung einzuholen. 

c) dürfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angabe 

über die Art von Anlagen oder sonstige Hin-

weise mit Wirkung zur Autobahn nur mit Zu-

stimmung der Straßenbauverwaltung ange-

bracht oder aufgestellt werden. 

Zur befestigten Fahrbahn gehören auch Standstrei-

fen, Beschleunigungs- und Verzögerungsstreifen der 

Anschlussstellen und der Autobahnkreuze. 

Bei Kreuzungen der BAB durch Versorgungsleitun-

gen und der nachrichtlichen Übernahme der Lei-

tungen innerhalb der Schutzzonen gemäß § 9 FStrG 

ist die Abstimmung mit der Bundesstraßenverwal-

tung außerhalb des Planverfahrens erforderlich. 

Gemäß § 33 der Straßenverkehrsordnung ist die 

Straßenbauverwaltung an Maßnahmen zu beteili-

gen, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

auf der BAB beeinträchtigen können.  

Entwässerungseinrichtungen der BAB dürfen bau-

lich nicht verändert werden. 
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3.2 Wasserschutzzone III B 

Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone III B 

des Wasserschutzgebiets Sankt Augustin-Meindorf 

im unteren Sieggebiet des Wahnbachtalsperrenver-

bands. Die Regelungen der am 1. Juli 1985 in Kraft 

getretenen Schutzgebietsverordnung sind zu beach-

ten. 

Der Einbau von Recyclingbaustoffen in den Berei-

chen dieser Wasserschutzzone ist – nach vorherge-

hender wasserrechtlicher Erlaubnis – nur unter 

versiegelten Flächen zulässig. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für den Ausbau 

der Straßen und Wege (Anbindung des Fuß- und 

Radwegs, Gemeinschaftsstellplätze, Wendeanlagen) 

und für die Errichtung der Abwasserleitung (Anbin-

dungen an das bestehende Ver- und Entsorgungs-

netz) vor Baubeginn ein Antrag auf Genehmigung 

gemäß § 4 Abs. 1 Nrn. 3, 4, und 6 der Wasser-

schutzgebietsverordnung Meindorf im unteren 

Sieggebiet an den Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Techni-

schen Umweltschutz, zu stellen ist. 

Die Versickerung von Niederschlagswasser ist ge-

nehmigungspflichtig und innerhalb der Wasser-

schutzzone III B nur über die belebte Bodenschicht 

zulässig. 

3.3 Altstandort Klöckner-Mannstaedt-Straße, 
Menden 

Im Plangebiet befindet sich ein Altablagerungs-

standort, der im Altlastenkataster des Rhein-Sieg-

Kreises unter der Bezeichnung „5208/0153 Klöck-

ner-Mannstaedt-Straße, Menden“ geführt wird. Der 

betroffene Bereich ist nachrichtlich in den Bebau-

ungsplan Nr. 417 übernommen.  

Für den bereits bebauten Bereich ist mit Datum 

vom 23.10.1989 eine Erstbewertung durchgeführt 

worden, bei der keine akute Gefährdung bzw. Scha-

deneinwirkung für die bestehende, aber auch für 

eine zukünftig erneuerte bzw. zusätzliche Wohn-

nutzung festgestellt wurde.  

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans Nr. 417 liegt ein „Hydrogeologisches und 

umwelthygienisches Gutachten für das Bauvorha-

ben: „B-Plan 417 Klöckner-Mannstaedt-Straße“ in 

53757 St. Augustin-Menden“ von Slach & Partner 

mbB, Beratende Ingenieure, Februar 2017 mit er-

gänzender Stellungnahme vom 18. Januar 2018 vor.  

Hinsichtlich der Bewertung des Gefährdungspoten-

zials ist demnach das für zwei Oberbodenmischpro-

ben ermittelte und beschriebene Schadstoffinven-

tar im Ergebnis so gering, dass von dem untersuch-

ten Bodenmaterial keine Gefahr für die Schutzgüter 

„Mensch“ und „Grundwasser“ zu erwarten ist.  

Für keine der untersuchten Flächen besteht nach 

aktuellem Kenntnisstand weiterer Handlungsbedarf. 

Sämtliche Aussagen, Empfehlungen und Bewertun-

gen basieren auf dem in der Bodenuntersuchung 

zum Bebauungsplangebiet Nr. 417 beschriebenen 

Erkundungsrahmen und den dabei gewonnenen 

Erkenntnissen sowie den aktuellen gesetzlichen 

Rahmenbedingungen. Somit können Belastungen 

des Bodens, der Bodenluft oder des Grundwassers 

außerhalb von bekannten Verdachtsbereichen 

und/oder nicht vereinbartem Untersuchungsum-

fang von den Gutachtern nicht ausgeschlossen wer-

den. 

Im Rahmen von Erschließungsmaßnahmen und der 

Baureifmachung von Grundstücken ist ggf. anfal-

lendes, organoleptisch auffälliges Bodenmaterial 

ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Entsorgungswe-

ge des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der 

Abfuhr dem Rhein-Sieg-Kreis, Sachgebiet „Gewerb-

liche Abfallwirtschaft“ anzuzeigen. Dazu ist die Ent-

sorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtli-

che Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 

3.4 Hauptversorgungsleitungen 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs verlau-

fen ober- und unterirdische Hauptversorgungslei-

tungen (Elektrizität). Die Leitungstrassen sowie ihre 

Schutzzonen sind nachrichtlich in den Bebauungs-

plan übernommen. Die tatsächliche Lage der Lei-

tung ergibt sich ausschließlich aus der Örtlichkeit. 

Die Schutzbestimmungen des Leitungsbetreibers 

sind einzuhalten. 

Bauvorhaben – auch ggf. nicht genehmigungspflich-

tige – innerhalb der im Bebauungsplan dargestell-

ten Schutzzonen der Leitungen bedürfen der Zu-

stimmung durch den Leitungsbetreiber. Dem be-

troffenen Leitungsbetreiber sind – rechtzeitig vor 

dem Beginn von Erdarbeiten bzw. Erschließungs- 
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und Baumaßnahmen sowie ggf. notwendigen Ver-

änderungen des Leitungsverlaufs – die Bauunterla-

gen (Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhen-

angaben über NHN) zur Prüfung, abschließenden 

Stellungnahme und zum Abschluss einer Vereinba-

rung mit den Grundstückseigentümern bzw. der 

Bauherrschaft vorzulegen. Alle geplanten Maßnah-

men bedürfen der Zustimmung durch den Leitungs-

betreiber. 

 

4 Vermerk 

Gemäß § 9 Abs. 6a Satz 2 BauGB wird im Bebau-

ungsplan vermerkt, dass sich das Plangebiet – nach 

den Hochwassergefahren- und Hochwasserrisiko-

karten der Bezirksregierung Köln – im Über-

schwemmungsbereich der Sieg bei 100-jährigen 

(HQ 100) und des Rheins bei extremen Hochwasse-

rereignissen (HQ extrem) befindet. 

 

5 Hinweise 

5.1 Verkehrslärmvorbelastung 

Das Plangebiet wird durch Verkehrslärmemissionen 

belastet. 

Entschädigungsansprüche, die sich durch das Vor-

handensein oder den Betrieb der Autobahn (BAB) 

560 und der Landesstraße (L) 143 ergeben oder 

ergeben können, z. B. in Bezug auf Geräusch-, Ge-

ruchs- oder Staubbelästigungen, können gegenüber 

den Straßenbaulastträgern nicht geltend gemacht 

werden. 

Ein Anspruch auf Übernahme von Kosten für nach-

träglich vorgenommene passive Schallschutzmaß-

nahmen an vorhandenen Gebäuden und für erhöh-

te Anforderungen an die Luftschalldämmung von 

Außenbauteilen bei Neubauten, Umbauten oder 

Nutzungsänderungen von Gebäuden oder Gebäu-

deteilen, die dem dauernden Aufenthalt von Men-

schen dienen, gegenüber den Straßenbaulastträ-

gern besteht nicht. 

5.2 Grundwasser und Baugrund 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich das Plange-

biet aufgrund der Nähe zur Sieg im Einflussbereich 

von Grundwasserschwankungen befindet. Dies ist 

bei Gründungs- und Hochbaumaßnahmen zu beach-

ten. Vor dem Beginn von Erschließungs- und Bau-

maßnahmen wird angeraten, die einzelnen Bau-

grundstücke im Hinblick auf ggf. erforderliche be-

sondere Gründungs- und Bauschutzmaßnahmen hin 

zu untersuchen. 

Die Entwässerung von Baugruben bedarf einer was-

serrechtlichen Erlaubnis. Der Antrag ist rechtzeitig 

bei der Unteren Wasserbehörde, Amt für Techni-

schen Umweltschutz, des Rhein-Sieg-Kreises einzu-

reichen. Mit den Baumaßnahmen darf erst begon-

nen werden, wenn der Bauherrschaft die entspre-

chenden wasserrechtlichen Bescheide vorliegen. 

Angaben zum Grundwasserstand auf dem jeweili-

gen Grundstück sind beim Landesamt für Natur, 

Umwelt und Verbraucherschutz NRW – Abteilung 

Grundwasser – Auf dem Draap 25, 40221 Düssel-

dorf oder beim Wahnbachtalsperrenverband von 

der Bauherrschaft einzuholen und den zuständigen 

Fachbehörden im Rahmen der bauordnungs- und 

wasserrechtlichen Genehmigungs- bzw. Erlaubnis-

verfahren vorzulegen. 

Schadstoffeinträge in Boden und Grundwasser sind 

verboten. 

5.3 Niederschlagswasserbeseitigung 

Gemäß § 44 Landeswassergesetz NW besteht für 

Grundstücke, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals 

bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisati-

on angeschlossen werden, grundsätzlich die Pflicht 

zur Versickerung von unbelastetem Niederschlags-

wasser bzw. zur Einleitung in ein ortsnahes Gewäs-

ser, sofern dies ohne Beeinträchtigung der Allge-

meinheit möglich ist. Dabei sind die „Anforderun-

gen an die Niederschlagsentwässerung im Trennver-

fahren“ (RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und 

Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

- IV-90310012104 - v. 26.05.2004, MBl. NRW 2004 

S. 583, Gl.-Nr. 772) zu berücksichtigen. Im sog. 

Trennerlass wird geregelt, von welchen Flächen 

(belastet/unbelastet) Niederschlagswasser vor einer 
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Versickerung oder Einleitung in ein Gewässer be-

handelt werden muss. 

Für Anlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung 

bzw. -rückhaltung im Plangebiet sind bei der Unte-

ren Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises die er-

forderlichen Anträge zu stellen und gutachterlich 

der Nachweis zu führen, dass eine Beeinträchtigung 

der Allgemeinheit durch vorgesehene Versicke-

rungsanlagen ausgeschlossen werden kann. Die 

wasserrechtliche Erlaubnis bzw. notwendige Ge-

nehmigungen sind von der Bauherrschaft rechtzei-

tig vor Baubeginn einzuholen. 

Die angetroffenen Bodenschichten und die hydro-

geologischen Gegebenheiten lassen die Ableitung 

des anfallenden Niederschlagswassers im unter-

suchten Grundstücksbereich grundsätzlich zu (siehe 

„Hydrogeologisches und umwelthygienisches Gut-

achten für das Bauvorhaben: „B-Plan 417 Klöckner-

Mannstaedt-Straße“ in 53757 St. Augustin-

Menden“ der Slach & Partner mbB, Beratende In-

genieure, Februar 2017).  

Bei Einsatz von Mulden-Rigolen-Systemen zur Be-

seitigung des Niederschlagswassers ist auf die Ein-

haltung ausreichender Sicherheitsabstände zu Ge-

bäuden mit nicht wasserundurchlässig abgedichte-

ten Kellern (mindestens 6,00 m) sowie zu Fremd-

grundstücken (mindestens 2,00 m) zu achten. 

Für die Sammlung und Speicherung von auf den 

Dachflächen der Gebäude anfallendem Nieder-

schlagswasser zur Brauchwassernutzung oder zur 

Bewässerung von Grünflächen wird der Einbau von 

Zisternen empfohlen. Sofern Zisternen zur Regen-

wasserspeicherung und Nutzung vorgesehen wer-

den, sind diese mit einem Überlauf auszurüsten. 

Mündet der Überlauf in eine Versickerungsanlage 

auf dem Grundstück, handelt es sich um eine er-

laubnispflichtige Gewässerbenutzung im Sinne des 

Wasserhaushaltsgesetzes. Im Rahmen des Erlaub-

nisverfahrens ist gutachterlich der Nachweis zu 

führen, dass eine Beeinträchtigung der Allgemein-

heit durch die Versickerungsanlage ausgeschlossen 

werden kann.  

Die Inbetriebnahme oder Außerbetriebnahme von 

Regenwassernutzungsanlagen ist mit Verweis auf 

§ 13 Abs. 4 Trinkwasserverordnung (TrinkwV) dem 

Gesundheitsamt des Rhein-Sieg-Kreises anzuzeigen. 

Neben der Einleitung von Niederschlagswasser in 

den Untergrund stellen auch die Nutzung von Erd-

wärme und der Einbau von industriellen Recycling-

produkten erlaubnispflichtige Gewässerbenutzun-

gen im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes dar. 

Das Niederschlagswasser von Verkehrsflächen wird 

der Kanalisation zugeführt z, wobei voraussichtlich 

Stauräume zur Rückhaltung vorzusehen sein wer-

den.  

Die Niederschlagswasserbeseitigung ist im Zuge der 

straßen- und tiefbautechnischen Ausführungspla-

nung mit dem Fachbereich Tiefbau der Stadt Sankt 

Augustin und der Unteren Wasserbehörde des 

Rhein-Sieg-Kreises im Einzelnen abzustimmen. 

5.4 Abfallwirtschaft 

Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke 

im Plangebiet anfallendes bauschutthaltiges oder 

organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z. B. aus 

Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsor-

gen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bo-

denaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-

Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz – Sachge-

biet „Gewerbliche Abfallwirtschaft" – anzuzeigen. 

Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die 

wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustel-

le vorzulegen. 

5.5 Bodenschutz 

Auf die Bestimmungen des Bundes-

Bodenschutzgesetzes vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 

502), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 der 

Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 

3465) – BBodSchG, wird hingewiesen.  

Die Einrichtung von Baustellen und die Ablagerung 

von Baustoffen u. Ä. hat möglichst Flächen sparend 

zu erfolgen. Mutterboden, der bei der Errichtung 

und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesent-

lichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche 

ausgehoben wird, ist nach § 202 (BauGB) in nutzba-

rem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder 

Vergeudung zu schützen.  
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Treten im Rahmen von Erdbauarbeiten Auffälligkei-

ten auf, ist unverzüglich die Untere Bodenschutzbe-

hörde zu informieren. Auffälligkeiten können sein: 

 Geruchliche und/oder farbliche Auffälligkeiten, 

die durch menschlichen Einfluss bewirkt wur-

den, z. B. durch die Versickerung von Treib-

stoffen oder Schmiermitteln sowie 

 strukturelle Veränderungen des Bodens, z. B. 

durch die Einlagerung von Abfällen. 

5.6 Erdbeben 

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 1, 

Untergrundklasse T, gemäß der Karte der Erdbe-

benzonen und geologischen Untergrundklassen der 

Bundesrepublik Deutschland im Maßstab 

1 : 350.000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Juni 

2006), Karte zu DIN 4149, Fassung April 2005. Im 

Hinblick auf die weitere Planung, insbesondere die 

Statik der Gebäude, wird auf die DIN 4149 „Bauten 

in deutschen Erdbebengebieten – Lastannahmen, 

Bemessung und Ausführung“ des Deutschen Insti-

tuts für Normung e. V., Berlin (Hrsg.), verwiesen. 

Die DIN 4149 ist in der „Liste der Technischen Bau-

bestimmungen“ (Anlage zum RdErl. d. MBV v. 

08.11.2006) gelistet und damit allgemein einge-

führt. 

5.7 Kampfmittel 

Bei Auffinden von Bombenblindgängern oder 

Kampfmitteln während der Erd- bzw. Bauarbeiten 

sind die Arbeiten sofort einzustellen und die 

nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) für den Regie-

rungsbezirk Düsseldorf zu benachrichtigen. Für den 

Fall von Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen 

Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen 

usw. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Auf 

das „Merkblatt für das Einbringen von „Sondierboh-

rungen“ im Regierungsbezirk Köln“ der Bezirksre-

gierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 

NRW – Rheinland wird hingewiesen. 

5.8 Bodendenkmäler 

Bei Auftreten archäologischer Bodenfunde oder 

Befunde ist gemäß § 15 DSchG die Stadt Sankt Au-

gustin als Untere Denkmalbehörde oder das LVR-

Amt für Bodendenkmalpflege, AußensteIle Overath, 

Eichthal 1 in 51491 Overath, Tel. 02206 9030-0, 

unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und 

Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. 

Die Weisung des LVR-Amts für Bodendenkmalpflege 

für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. Hin-

weise auf Bodendenkmale geben alte Steinsetzun-

gen, Bodenfärbungen durch Holzzersetzung, Scher-

ben, Knochen oder Metallgegenstände. 

5.9 Artenschutz 

Zur Vermeidung von Verstößen gegen die Verbote 

des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind Gehölzarbeiten wie 

z. B. Rodungen nicht zwischen dem 1. März und 

30. September eines Jahres zulässig. Abweichungen 

hiervon bedürfen einer ökologischen Baubeglei-

tung. 

5.10 Baumschutzsatzung  

Die Baumschutzsatzung der Stadt Sankt Augustin 

vom 01.01.2002 regelt den Schutz des Baumbe-

stands innerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile gemäß § 34 BauGB und in den Geltungsbe-

reichen der Bebauungspläne. Die Rodung geschütz-

ter Bäume bedarf danach der Genehmigung durch 

die Stadt Sankt Augustin. 

Für die notwendigen Baumfällungen muss ein An-

trag auf Ausnahme von der Baumschutzsatzung bei 

der Stadt Sankt Augustin gestellt werden. Zu beach-

ten ist, dass – je nach Stammumfang eines zu fäl-

lenden Baums – die Neuanpflanzung mindestens 

eines Baums, ggf. auch mehrerer Ersatzbäume, 

entsprechend der Baumschutzsatzung erforderlich 

ist. Der Ausgleich wird zu einem Teil in Form von 

Ersatzpflanzungen und zum anderen Teil als Aus-

gleichszahlung festgelegt werden. Dabei muss der 

Anteil der Ersatzpflanzungen geeignet sein, den 

Verlust durch Rodungsmaßnahmen ökologisch aus-

zugleichen. 

5.11 Hinweise zu Pflanz- und 
Erhaltungsmaßnahmen 

Bei Pflanzmaßnahmen sind die gesetzlichen Be-

stimmungen, wie das Nachbarrechtsgesetz Nord-

rhein-Westfalen sowie das Merkblatt der Stadt 

Sankt Augustin über „Baumstandorte im Straßen-

raum“, zu beachten. Für zu erhaltende Bäume ist 

sicherzustellen, dass der Wurzelbereich dieser 

Bäume (Kronentraufe zzgl. 1,50 m) unversiegelt 

bleibt.  
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5.12 Kinderspielflächensatzung  

Im Plangebiet gilt die Satzung der Stadt Sankt Au-

gustin über Größe, Lage, Beschaffenheit, Ausstat-

tung und Unterhaltung von privaten Spielplätzen für 

Kleinkinder – Kinderspielflächensatzung, die am 

08.04.2004 in Kraft getreten ist. 

5.13 Hinweis auf die Einsehbarkeit von 
Rechtsvorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften 

(Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und 

DIN-Vorschriften) können im Rathaus der Stadt 

Sankt Augustin Fachbereich 6 (Stadtplanung und 

Bauordnung), Fachbereich 7 (Tiefbau) sowie im 

Büro für Natur- und Umweltschutz (BNU) während 

der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

5.14 Städtebaulicher Vertrag und 
Erschließungsvertrag 

Zu diesem Bebauungsplan ist ein Städtebaulicher 

Vertrag gemäß § 11 BauGB geschlossen worden. 

Nach Rechtskraft des Bebauungsplans bleiben die 

Erhebung von Erschließungskosten gemäß § 123 ff 

BauGB und sonstige anfallende Kosten durch den 

städtebaulichen Vertrag unberührt. Frühestens 

nach Satzungsbeschluss des Stadtrats über den 

Bebauungsplan wird ein gesonderter Erschließungs-

vertrag geschlossen, der die Herstellung und unent-

geltliche Übertragung der beitragsfähigen Erschlie-

ßungsanlagen an die Stadt Sankt Augustin zum 

Inhalt hat.  

Grundlage des abzuschließenden Erschließungsver-

trags ist in der Regel eine fachlich qualifizierte Stra-

ßenausbauplanung, deren Inhalte und Entwurfstiefe 

der Vorhabenträger/die Vorhabenträgerin im Ein-

zelnen mit den zuständigen Fachämtern der Stadt 

Sankt Augustin abstimmt.  

Der Straßenausbau muss den Anforderungen der 

Stadt Sankt Augustin für die Herstellung von (öf-

fentlichen) Erschließungsanlagen zum Zeitpunkt der 

beabsichtigten Planverwirklichung genügen. 

 


